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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Auf- 
besserung von Leistungen aus Renten- und 
Pensionsversicherungen sowie aus Kapital- 
zwangsversicherungen 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 249. Sitzung am 26. Oktober 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur weiteren Aufbesserung von Leistungen aus Renten- 
und Pensionsversicherungen sowie aus 
Kapitalzwangsversicherungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ABSCHNITT I 

Aufbesserung von Leistungen 
aus Renten- und Pensionsversicherungen 

§ 1 

Das Gesetz über Leistungen aus vor der Wäh- 
rungsreform eingegangenen Renten- und Pensions- 
versicherungen (Rentenaufbesserungsgesetz) in der 
Fassung vom 15. Februar 1952 (BundesgesetzbL I 
S. 118) ist auf die nach dem 30. Juni 1962 fällig ge- 
wordenen oder werdenden Leistungen aus den dort 
bezeichneten Renten- und Pensionsversicherungs- 
verhältnissen mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
der Versicherer für jede Reichsmark eine Deutsche 
Mark zu zahlen hat. 

§ 2 

Aus § 1 sich ergebende Nachzahlungen werden 
sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
fällig. 

§ 3 

(1) Den Versicherungsunternehmen werden in 
Höhe des Betrages, um den sich die Prämienreserve 
infolge der Anwendung des § 1 erhöht, Renten- 
ausgleichsforderungen gegen den Bund zugeteilt. 
Die Erhöhung der Prämienreserve ist nach einem 
von der Versicherungsaufsichtsbehörde zu genehmi- 
genden Geschäftsplan zu ermitteln. Die Rentenaus- 
gleichsforderungen gelten als am 1. Juli 1962 ent- 
standen und sind von diesem Tage an mit 3 V 2 
vom Hundert zu verzinsen. Die Zinsen sind halb- 
jährlich, erstmals zum 1. Januar 1963, zu zahlen. 

(2) § 5 Abs. 2 bis 4 des Rentenaufbesserungsge- 
setzes gilt entsprechend. 


ABSCHNITT II 

Aufbesserung von Leistungen 
aus Kapitalzwangsversicherungen 

§ 4 

(1) Aus den in § 4 des Gesetzes zur Aufbesserung 
von Leistungen aus Renten- und Pensionsversiche- 
rungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen 


j vom 24. Dezember 1956 (BundesgesetzbL I S, 1074) 
bezeichneten Versicherungsverträgen schuldet der 
i Versicherer dem Anspruchsberechtigten mit Wir- 
i kung vom 1, Januar 1963 zuzüglich zu der in § 5 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 
bestimmten zusätzlichen Versicherungssumme eine 
weitere zusätzliche Versicherungssumme in Höhe 
von 30 vom Hundert des Unterschiedsbetrages der 
Versicherungssumme in Reichsmark und der Ver- 
sicherungssumme in Deutscher Mark unter Auf- 
rundung auf volle Deutsche Mark. § 5 Abs. 1 
Satz 2 und 3 des Gesetzes vom 24, Dezember 1956 
gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn der Versicherungsfall 
vor dem 1. Januar 1963 eingetreten ist. 

(3) Für die zusätzliche Versicherungssumme nach 
Absatz 1 ist ein von der Versicherungsaufsichts- 
behörde zu genehmigender Geschäftsplan maßge- 
bend. §§ 6 und 8 des Gesetzes vom 24. Dezember 
1956 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 5 

Die auf Grund des § 4 sich ergebenden Nachzah- 
lungen werden nicht vor Ablauf von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig. 

§ 6 

(1) Den Versicherungsunternehmen werden in 
Höhe des Betrages, der zur Deckung der sich nach 
§ 4 Abs. 1 ergebenden zusätzlichen Verbindlich- 
keiten erforderlich ist, Ausgleichsforderungen gegen 
den Bund zugeteilt, §§ 6 und 7 Abs. 1 des Renten- 
aufbesserungsgesetzes gelten entsprechend. Be- 
stimmungen über die Berechnung zusätzlicher Prä- 
mienreserven für Leistungen nach § 4 Abs, 1 sind 
in den Geschäftsplan nach § 4 Abs. 3 aufzunehmen. 

(2) Die Versicherungsunternehmen haben die 
Ausgleichsforderungen für die in einem Kalender- 
halbjahr anerkannten Ansprüche jeweils bis zum 
Ende des folgenden Kalenderhalbjahres zu berech- 
nen und anzumelden; die Berechnung bedarf der 
Bestätigung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde, 

(3) Die Ausgleichsforderungen gelten als am 
1. Januar 1963 entstanden und sind von diesem 
Zeitpunkt an jährlich mit 3 V 2 vom Hundert zu ver- 
zinsen. Die Zinsen sind halbjährlich, erstmals am 
1. Juli 1963, zu zahlen, § 5 Abs. 4 des Rentenauf- 
besserungsgesetzes gilt entsprechend. 
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ABSCHNITT III 

Übergangs- und Schlußvorschriften | 

I 

§ 7 I 

Die in § 10 des saarländischen Gesetzes Nr. 669 ! 
zur Aufbesserung von Leistungen aus Lebens- und 
Rentenversicherungen im Saarland vom 19. Juni 
1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1085) bezeich- 
noten Verbindlichkeiten des Saarlandes gegenüber : 
Versicherungsunternehmen werden mit Wirkung ! 
vom 1. Januar 1959 vom Bund übernommen, und | 
zwar die Forderungen der Versicherungsunterneh- | 
men | 

1. nach § 3 des Gesetzes 

als Rentenausgleichsforderungen, auf die §§ 5, 6, 

7 Abs. 1 des Rentenaufbesserungsgesetzes ent- 
sprechend anzuwenden sind, 

2. nach den §§ 1 und 6 des Gesetzes 

als Ausgleichsforderungen, auf die § 9 des Ge- 
setzes zur Aufbesserung von Leistungen aus 


Renten- und Pensionsversicherungen sowie aus 
Kapitalzwangsversicherungen vom 24. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) entsprechend an- 
zuwenden ist, 

3. nach § 9 des Gesetzes 

als Ausgleichsforderungen, auf die § 10 des Ge- 
setzes vom 24. Dezember 1956 entsprechend an- 
zuwenden ist. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Durch § 24 Abs. 1 des Umstellungsgesetzes sind die 
aus Lebensversicherungsverträgen entstandenen 
Verbindlichkeiten und Rücklagen der Versicherungs- 
unternehmen im Verhältnis von einer Deutschen 
Mark für je zehn Reichsmark umgestellt worden. 
Damit konnten die von der Währungsumstellung i 
betroffenen Versicherungsverhältnisse ihren Zweck 
als Altersversorgung für den Versicherungsnehmer | 
und dessen Angehörige in weitem Umfange nicht ; 
mehr erfüllen. Die Härten, die sich daraus ergeben, 
machten sich insbesondere bei den Leistungen aus ! 
Renten- und Pensionsversicherungen bemerkbar, die 
nicht anders als die im Verhältnis von einer Deut- 
schen Mark zu einer Reichsmark umgestellten Ren- 
ten, Pensionen und Sozialversicherungsleistungen | 
(§§ 18 und 23 UG) regelmäßig der Bestreitung des I 
laufenden Lebensunterhalts dienen. Bereits das Ge- 
setz über Leistungen aus vor der Währungsreform 
eingegangenen Renten- und Pensionsversicherungen 
vom 11. Juni 1951 (Neufassung vom 15. Februar 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 118) besserte daher , 
die nach dem 31. März 1951 fälligen Rentenleistun- 
gen in der Weise auf, daß Monatsrenten bis zum 
Betrage von 70 Reichsmark in voller Höhe und der 
darüber hinausgehende Betrag bis zu 100 Reichs- : 
mark im Verhältnis 2:1 in Deutscher Mark zu 
zahlen waren. Das Gesetz zur Aufbesserung von 
Leistungen aus Renten- und Pensionsversicherungen 
sowie aus Kapitalzwangsversicherungen vom 24. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) bestimmte 
dann, daß Monatsrenten bis zum Betrage von 100 i 
Reichsmark in voller Höhe und der darüber hin- i 
ausgehende Betrag bis zu 200 Reichsmark im Ver- | 


hältnis 2 : 1 in Deutscher Mark zu leisten waren. 
Für den 200 Reichsmark übersteigenden Betrag blieb 
es bei der Regelung des Umstellungsgesetzes. Das 
Gesetz vom 24. Dezember 1956 brachte auch eine 
Aufbesserung der Leistungen aus bestimmten Kapi- 
talversicherungen, und zwar derjenigen Kapitalver- 
sicherungen, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften, 
behördlicher Anordnung oder eines für allgemein 
verbindlich erklärten Tarifvertrages oder aber zur 
Befreiung von einer bestehenden Sozialversiche- 
rungspflicht abgeschlossen worden waren. Die Bes- 
serstellung dieser sogenannten Kapitalzwangsver- 
sicherungen gegenüber der großen Masse der ande- 
ren Kapitalversicherungen beruhte auf der Erwä- 
gung, daß die Altersvorsorge in diesem Bereich 
vom Gesetzgeber für so notwendig erachtet worden 
war, daß sie ohne Rücksicht auf den Willen des 
einzelnen durchgeführt und dieser im Interesse der 
Erreichung ihres Zwecks in der Verfügung über die 
angesammelten Mittel beschränkt wurde. Da mit der 
Umstellung im Verhältnis von einer Deutschen Mark 
für zehn Reichsmark die Kapitalzwangsversicherun- 
gen den vom Gesetzgeber gewollten Zweck einer 
Mindestaltersvorsorge ebenfalls nicht mehr erfüllen 
konnten, gewährte das Gesetz vom 24. Dezember 
1956 den Berechtigten Anspruch auf eine zusätzliche 
Versicherungssumme in Höhe von 45 v. H. des Un- 
terschiedsbetrages der Versicherungssumme in 
Reichsmark und der Versicherungssumme in Deut- 
scher Mark; die Versicherungsleistung in Deutscher 
Mark erhöhte sich damit auf insgesamt 50 v. H. des 
ursprünglichen Nennbetrages in Reichsmark. 

Die wirtschaftliche Entwicklung seit 1956, insbeson- 
dere die allgemeine Anhebung von Renten, Pensio- 
nen und Sozialvcrsicherungsleistungen, lassen die 
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bisherige Aufbesserung der Leistungen aus den ge- 
nannten Versicherungsverhältnissen als nicht mehr 
ausreichend erscheinen. Bei den Renten- und Pen- 
sionsversicherungen werden durch die geltende 
Regelung gerade die Versicherten mit Renten über 
200 DM monatlich hart getroffen, da sie häufig nicht 
der Sozialversicherungspflicht unterworfen waren, 
also ausschließlich auf die Rente aus der Privatver- 
sicherung angewiesen sind, während für die Ver- 
sicherten mit den kleineren, bereits stark aufgebes- 
serten Renten die Rente regelmäßig nur eine 
Zusatzversorgung neben den Leistungen aus der i 
Sozialversicherung darstellt. Bei der Kapitalzwangs- ; 
Versicherung bleibt die durch das Gesetz vom 
24. Dezember 1956 gewährte zusätzliche Versiche- 
rungssumme ebenfalls hinter dem Aufbesserungs- 
betrag zurück, der unter den heutigen Verhältnissen : 
angemessen erscheint. Der Gesetzentwurf sieht da- : 
her in Abschnitt I vor, daß nach dem 30. Juni 1962 ; 
fällig gewordene oder werdende Leistungen aus I 
umgestellten Renten- und Pensionsversicherungen ' 
im Verhältnis von 1 DM für 1 RM zu zahlen sind; ! 
er gewährt in Abschnitt II den Berechtigten aus , 
Kapitalzwangsversicherungen eine weitere zusätz- | 
liehe Versicherungssumme von 30 v. H. des Unter- 
schiedsbetrages der Versicherungssumme in Reichs- ! 
mark und der Versicherungssumme in Deutscher ; 
Mark und hebt damit die D-Mark-Leistung aus i 
diesen Verträgen auf insgesamt 77,5 v. H. des ur- 
sprünglichen Nennbetrags in Reichsmark an. 

Den Versicherungsunternehmen, deren Prämien- 
reserven bei der Währungsumstellung ebenfalls im 
Verhältnis von 10:1 umgestellt worden sind, muß, ^ 
wie schon in den Gesetzen von 1951 und 1956 I 
geschehen, ein Ausgleich ihrer Mehrbelastung 
durch die öffentliche Hand gewährt werden. Das ; 
geschieht durch Zuteilung von Ausgleichsforderun- ‘ 
gen gegen den Bund in Höhe des Betrages, um | 
den sich die Verbindlichkeiten und Prämienreserven | 
der Unternehmen einschließlich deren Verwaltungs- i 
kosten durch die Vorschriften des Entwurfs erhöhen, j 
Nach vorsichtiger Schätzung werden voraussichtlich i 
100 Mio DM Rentenausgleichsforderungen und etwa I 
150 Mio DM Ausgleichsforderungen für die zusätz- ! 
liehen Versicherungssummen in der Kapitalzwangs- | 
Versicherung erforderlich werden. Sämtliche Aus- | 
gleichsforderungen sind mit 3 V 2 v. H. zu verzinsen 
und voraussichtlich mit 1 v. H. jährlich zu tilgen, 
so daß sich eine Jahresbelastung des Bundeshaus- 
halts von etwa 12 Mio DM auf die Dauer von 
37 Jahren ergeben würde. 


B. Besonderer Teil 

Zu Abschnitt I 

Zu § 1 

Entsprechend den Vorschriften der beiden voran- 
gegangenen Rentenaufbesserungsgesetze sieht § 1 
vor, daß die weitere Aufbesserung der Leistungen 
erst von einem bestimmten Stichtag an erfolgt. Der 
1. Juli 1962 ist gewählt worden, um dem Umstand 
Rechnung zu tragen, daß die gesetzliche Neurege- 
lung bereits für einen früheren Zeitpunkt geplant 
war, sich jedoch verzögert hat. 


Zu § 2 

Die Vorschrift entspricht dem § 3 des Rentenauf- 
besserungsgesetzes i. d. F. vom 15. Februar 1952 und 
dem § 2 des Gesetzes zur weiteren Aufbesserung 
von Leistungen und Pensionsversicherungen sowie 
aus Kapitalzwangsversicherungen vom 24. Dezem- 
ber 1956. Den Versicherungsunternehmen muß eine 
Frist zur Vorbereitung der für die Zeit nach dem 
1. Juli 1962 erforderlich werdenden Nachzahlungen 
eingeräumt werden. 

Zu § 3 

Den Versicherungsunternehmen werden zur Dek- 
kung ihrer erhöhten Leistungen Rentenausgleichs- 
forderungen gegen den Bund in Anlehnung an die 
in § 3 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 getrof- 
fene Regelung zugeteilt. 

Zu Abschnitt II 

Zu § 4 

Die Vorschrift knüpft an die §§ 4 ff. des Gesetzes 
vom 24. Dezember 1956 an. Ebenso wie in § 5 des 
Gesetzes die zusätzliche Versicherungssumme, die 
nach diesem Gesetz zu erbringen war, wird auch 
die im Entwurf vorgesehene weitere zusätzliche 
Versicherungssumme in Anlehnung an den Umstel- 
lungsbetrag berechnet. Die nach dem Umstellungs- 
gesetz sich ergebenden Verbindlichkeiten und Rück- 
stellungen stellen 1/9 des Unterschiedsbetrages der 
Reichsmark-Versicherungssumme und der D-Mark- 
Versicherungssumme dar. Mit einer zusätzlichen 
Versicherungssumme von 4/9, abgerundet 45 v. H., 
des Unterschiedsbetrages wurde 1956 eine Aufbes- 
serung der Kapitalzwangsversicherungen auf insge- 
samt 50 V. H. des ursprünglichen Nennbetrages er- 
reicht. Eine erneute Aufbesserung um 25 v. H. er- 
fordert eine weitere zusätzliche Versicherungssumme 
von 5/18, d. h. — unter Berücksichtigung der in 
§ 5 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 vorge- 
nommenen Abrundung — in Höhe von 27,22 v. H. 
des Unterschiedsbetrages zwischen Reichsmark- und 
D-Mark-Versicherungssumme. Der Entwurf sieht aus 
Vereinfachungsgründen einen Satz von 30 v. H. vor 
und gelangt damit zu einem Aufbesserungsgesamt- 
betrag in Höhe von 77,5 v. H. des ursprünglichen 
Nennbetrages. 

Zu § 5 

Die Vorschrift entspricht § 7 Satz 1 des Gesetzes 
vom 24. Dezember 1956 und soll den Versicherungs- 
unternehmen eine Frist zur Berechnung der sich er- 
gebenden Nachzahlungen verschaffen. Eine Staffe- 
lung der Fälligkeit wie in § 7 Satz 2 des Gesetzes 
vom 24. Dezember 1956 erscheint nicht erforderlich. 

Zu § 6 

Zur Deckung der sich aus § 3 Abs. 1 ergebenden 
zusätzlichen Verbindlichkeiten werden den Ver- 
sicherungsunternehmen Ausgleichsforderungen ge- 
gen den Bund zugeteilt. Die technischen Einzelheiten 
dieser Ausgleichsforderungen sind der Regelung in 
§ 9 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 ange- 
glichen. 
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Zu Abschnitt III 

Zu § 7 

Das saarländische Gesetz Nr. 669 zur Aufbesserung 
von Leistungen aus Lebens- und Rentenversiche- 
rungen im Saarland vom 19. Juni 1959 hat für das 
Saarland auf dem Gebiet des privaten Versiche- 
rungsrechts Aufbesserungen von Leistungen aus in 
der Reichsmarkzeit begründeten Versicherungsver- 
trägen nachgeholt, wie sie im übrigen Bundesge- 
biet seit der ersten Rentenaufbesserung vom 1. April 
1951 an oder seit der zweiten Aufbesserung für 
Privatrenten- und Kapitalzwangsversicherungen 
vom 1. Januar 1957 an gelten. 

Den saarländischen Versicherungsunternehmen 
wurde durch das Gesetz Nr. 669 in Höhe des Betra- 
ges, der zur Deckung der aufgebesserten Versiche- 
rungsleistungen erforderlich ist, eine vom 1. Januar 
1959 an mit 3 V 2 . v. H. zu verzinsende Forderung 
gegen das Saarland zugesprochen. Fälligkeit und 
Ablösung dieser Forderung sollten in einem beson- 
deren Gesetz geregelt werden. Dabei war an ein 
Bundesgesetz gedacht, durch das auch die Forderung 
gegen das Saarland vom Bund übernommen werden 
sollte. Diese Auffassung hat die Bundesregierung 
durch ihre formelle Zustimmung gemäß § 6 des 
Gesetzes über die Eingliederung des Saarlandes 
vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) 
bestätigt. Die Übernahme führt auch insoweit eine 
Angleichung an die Verhältnisse im übrigen Bundes- 
gebiet herbei; die Lasten aus der Aufbesserung der 
privaten Versicherungsverhältnisse trägt auch im 
übrigen Bundesgebiet der Bund. 


Demgemäß werden die Forderungen der Versiche- 
rungsunternehmen mit der Übernahme durch den 
Bund vom 1. Januar 1959 an zu Rentenausgleichs- 
forderungen oder Ausgleichsforderungea gegen den 
Bund erklärt, auf welche die Bestimmungen für die 
Aufbesserung der Versicherungsverhältnisse im 
übrigen Bundesgebiet entsprechend anzuwenden 
sind. Nur die entsprechende Anwendung war mög- 
lich, weil z. B. die Rentenausgleichsforderungen für 
die erste Aufbesserung als mit Wirkung vom 
1. April 1951 entstanden gelten und auch von diesem 
Tage an zu verzinsen sind. Die Forderungen aus 
dem Gesetz Nr. 669 sind dagegen erst am 1. Januar 
1959 entstanden; daran wird durch die Übernahme 
auf den Bund nichts geändert. Ferner setzt die Ver- 
zinsung erst vom 1. Januar 1959 an ein. Entspre- 
chendes gilt außerdem für die Anwendung der 
Bestimmungen des Gesetzes zur Aufbesserung von 
Leistungen aus Renten- und Pensionsversicherungen 
sowie aus Kapitalzwangsversicherungen vom 24. De- 
zember 1956. Auch wegen einiger Unterschiede in 
der Anwendung von Rechnungsgrundlagen zur Er- 
rechnung der Forderungen der Versicherungsunter- 
nehmen war es nötig, nur die entsprechende An- 
wendung der für das übrige Bundesgebiet geltenden 
Bestimmungen vorzusehen. 

§ 8 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 9 

bestimmt, daß das Gesetz an dem auf seine Ver- 
kündung folgenden Tage in Kraft treten soll. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte des Entwurfs sind wie folgt • 
zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bim- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Soweit die Versicherungsaufsicht von Landes- 
hehörden ausgeübt wird, führen die Länder das 
Gesetz in dem Umfang als eigene Angelegen- 
heit aus, in dem dn den §§ 3, 4 Abs. 3 und § 6 
Abs. 2 den Versicherungsaufsichtsibehörden Auf- 
gaben übertragen worden sind (Artikel 84 Abs. 1 
GG). 

2. Zu § 1 

§ 1 ist wie folgt zu fassen: 

.§1 ■ I 

Das Gesetz über Leistungen aus vor der Wäh- | 
run/gsreform eingegangenen Renten- und Pen- ; 
sionsversicherungen (Rentenaufbesserungsge- ! 
setz) in der Fassung vom 15. Februar 1952 (Bun- | 
desgesetzbl. I S. 118) und §§ 3 und 4 des saar- | 
ländischen Gesetzes Nr. 669 zur Aufbesserung ^ 
von Leistungen aus Lebens- und Rentenversiche- j 
rungen im Saarland vom 19. Juni 1959 (Amts- ; 
iblatt des Saarlandes S. 1085) sind auf die nach i 
dem 30. Juni 1962 fällig gewordenen oder wer- 
denden Leistungen aus den dort bezeichneten 
Renten- und Pensionsversicherungsverhältnissen 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Ver- 
sicherer für jede Reichsmark eine Deutsche Mark 
zu zahlen hat." 

3. § 4 Abs* 2 (neu) 

In § 4 ist folgender neuer Absatz 2 einzufügen: 

„(2) Aus den in § 5 des saarländischen Ge- 
setzes Nr. 669 bezeichneten Versicherungsver- 
trägen schuldet der Versicherer dem Anspruchs- 
berechtigten mit Wirkung vom 1. Januar 1963 
zuzüglich zu der in § 6 des saarlänidischen Ge- 
setzes Nr. 669 bestimmten zusätzlichen Versiche- 
rungssumme eine weitere zusätzliche Versiche- 


rungssumme, deren Höhe sich nach Beginnjahr 
uhd Laufzeit der Reichsmark-Versicherung aus 
der anliegenden Tabelle in Vomhundertsätzen 
der ursprünglichen Versicherungssumme in 
Reichsmark ergibt. § 6 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 
und 3 des saarländischen Gesetzes Nr. 669 gilt 
entsprechend." 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 des § 4 werden 
Absätze 3 und 4. 


4. Zu § 7 

In § 7 sind die Worte „zur Aufbesserung von 
Leistungen aus Lebens- und Rentenversicherun- 
gen im Saarland vom 19. Juni 1959 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1085)" zu streichen. 


Begründung 
Zu 2. 

Die Ansprüche auf Aufbesserung von Leistungen aus 
Renten- und Pensionsversicherungen sowie Kapi- 
talzwangsversicherungen ergeben sich im Saarland 
nicht aus den Bundesgesetzen vom 15. Februar 1952 
und vom 24. Dezember 1956, sondern aus dem saar- 
ländischen Gesetz Nr. 669. Um eine Gleichbehand- 
lung saarländischer mit den im übrigen Bundesge- 
biet wohnenden Anspruchsberechtigten zu erreichen, 
ist die vorgeschlagene Ergänzung der §§ 1 und 4 des 
Entwurfs erforderlich. 

Zu 3. 

Die zusätzlichen Ansprüche der Berechtigten aus 
Kapitalzwangsversicherungen nach dem saarländi- 
schen Gesetz Nr. 669 ergeben sich aus der Anlage 
zu diesem Gesetz. Es ist deshalb erforderlich, für die 
sich aus dem Entwurf ergebenden Verbesserungen 
eine zusätzliche Tabelle zu erstellen. 

Zu 4. 

Redaktionelle Verbesserung. 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/810 


Tabelle 
zu § 4 Abs. 2 


Zusätzliche Versicherungssumme in Vomhundertsätzen der ursprünglichen Versicherungssumme in 

Reichsmark gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 


Abschluß jahr 
des RM- 
Versicherungs- 
vertrages 




Ablaufsjahr des 

ursprünglichen RM- 

■V ersicherungsvertiages 




1948 

1949 i 

1950 

1951 

1952 : 

1953 

’ 1954 

1 1955 

1956 

1957 

1958 

1959 

j 1960 ; 
j bis ! 

1 1962 i 

1963 

bis 

1965 

j 1966 j 
; bis 

1 1968 

1969 i 
bis 
1972 ! 

1973 
bis 
1978 1 

1979 1 
bis 
1987 1 

nach 

1987 

1935 

27 

25 

23 

22 

21 

20 

19 

17 

15 

14 

12 

11 

10 

9 

8 

6 

1936 

27 

25 

23 

22 

20 

19 

18 

17 

15 

13 

11 

11 

10 

8 

7 

5 

1937 

27 

25 

23 

21 

20 

19 

17 

16 

14 

13 

11 

10 

9 

8 

7 

5 

1938 

27 

25 

23 

21 

20 

18 

17 

15 

14 

12 

11 

9 

8 

8 

6 

5 

1939 

27 

24 

22 

20 

19 

17 

17 

14 

13 

11 

10 

9 

8 

7 

5 

5 

1940 

27 

24 

22 

20 

18 

17 

16 

14 

12 

11 

9 

8 

8 

6 

5 

4 

1941 

27 

24 

21 

19 

17 

16 

14 

13 

11 

10 

8 

8 

7 

5 

5 

4 

1942 

27 

23 

20 

18 

17 

15 

14 

11 

11 

8 

8 

7 

6 

5 

4 

3 

1943 

27 

23 

20 

17 

15 

14 

12 

11 

9 

8 

7 

6 

5 

5 

4 

2 

1944 

27 

22 

18 

16 

14 

12 

11 

9 

8 

6 

5 

5 

5 

4 

3 

2 

1945 

27 

20 

17 

14 

11 

11 

9 

8 

6 

5 

5 

4 

3 

3 

2 

— 

1946 

27 

18 

14 

11 

9 

8 

7 

5 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1947 

27 

14 

9 

7 

5 

5 

4 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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